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Netz oder Sieb? 

Generationenkonflikt und Geschlechterkonflikt lfl der 
aktuellen Krise des Sozialstaats 

Die Umwandl:{ng des Sozialstaates ist heute in aller Munde . Ihre A/4swirkun­
gen werden in unterschiedlicher Intensität einzelne soziale Gruppen betreffen. 

Es ist die These der Autorin, daß sich Kürzungen im Sozialetat aufJiingere und 
auf Frauen in stärkerem Maße auswirken als auf andere Gruppierungen. Die 

Sozialpolitik hält an überholten Konzepten von Erwerbsarbeit ~md Berufsbio­
graphie fest, statt sie den neuen ökonomischen Bedingungen flexibel anzupas­
sen. Es sind, so die Autorin, Regelungen erforderlich, die einen integrierten 
Erwerbs-, Familien- und Bildungsverlauf ermöglichen. 

Die Red. 

Gegenwärtig sind wir Zeugen - oder auch Mitstreiter/innen - einer heftigen gesell­
schaftli chen Auseinandersetzung über die So<.ialpolitik. Die politische Krise des 
Sozia len hat sich mit der deutschen Einheit, die auch für die Sozialversicherungen 
ungeplante Kosten mit sich brachte, und im Zuge der Globalisierung der Wirtschaft' 
deutlich verschärft. W:ihrend die Einschränkungen der so<.ialen Leistungen in den 
80er Jahren noch moderat blieben, stehen zur Zeit tiefe Einschnitte sowohl in den 
SOl.ialversicherungen als auch in anderen Sektoren - etwa bei der Lohnfortzahlung­
zur Debatte. Die Krise des Steuerstaats stellt zudem die kommunalen und zentral­
staarlichen Sozialleistungen in Frage'. Generell wird das Sozialsystem mehr unter 
dem Aspekt der Belastung als unter dem der Absicherung diskutiert . »Den Bürgern 
des ausgebauten Soziabtaats entgleitet allmählich die Erkenntnis, daß das Lebensni­
veau der Mehrheit ganz wesentlich vom Sozialstaat getragen wurde und wird.«) 
Inzwischen geht es nicht mehr nur um den Umfang sozialer Leistungen. Grundle­
gende ordnungspolitische Umorientierungen sind im Gange ; gefordert werden eine 
generelle Rücknahme öffentlicher Vorsorge, die Kürzung sozialer Rechte sowie ar­
beitspolitische Deregulierungsmaßnahmen, kurz: >weniger Staat<. Auch die begriff­
lichen Manöver um Krise, Umbau oder Abbau zeigen: Es geht um nicht weniger als 
den deutschen Sozialstaat als gam.ts. 

, Vgl. <"lwa Reich. D, e neue Weh wirtschaft, rr.lI1kfurt/Bnlon '99 J (,me r A II ,gobc ' 99 1): 7.\1 den Folgen fu, 
die Gewerksch:l ll'n: S(·hwcngel . Mat:htbtldunF:sdlllllCCIl im Glob:lllslcrungspnnxß. In: Gcwe rk chaftltchc 
MonJlShe[le, Hefl 8, 19? 6. S. 473- 4 ' 1. 

2 Die GesetZcso nderung elw, b<l Soz"lhdfc. Bofc.g und Wohngeld hu fen "uf ·.ne ,Deck d ung, der AU'ga­
ben (ur OLC C $o7.",lIe,swogen 11 111:1\1,) , Die Erhohung dc: Kindergeldes WIn{ steuerpo lttisch nellt r:l lt · 
lUt. 

l.ohauß, Die Krise des Sozlal -t.131S ISt kClIlc re., kuo ll:lrc Erflildunt. In: Kommune, Heft 4, [ 9~6 . S. 17-20. 

hOfr S. ,8 f. 
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1 /. Neue Konfliktlinien 

Die Kritik an den sozialpoliti schen Reiorm- und Kü rzungsbeschlüssen der Regie­

rung hebt den Polarisierungseffekt dieser Beschlüsse hervor; sie ve rgrößern die 

Dis tan z zwischen den ,Re ichen" die sich privat absichern können, und der großen 

Mehrheit de r abhängig Beschäftigten, die mit der Lohnfortzah.lung und den Leistun ­

gen der Sozialversicherungen rechnen und die oft auch auf andere Sozialleistungen 

(Bafög, Sozialhilfe, Kindergeld , Wohngeld etc.) angewiesen sind. Dieser Aspekt der 

Um ve rteilung steht zur Zeit eindeutig im Mittelpunkt der Debatte. Die neue Sozial­

poli tik scheint bestehende soziale U ng leichheiten zu erneuern und zu verfestigen. 

Dabei werden jedoch andere Aspekte zu wenig beachtet, die sowohl die bisherige 

Soz ialpolitik a.ls auch die aktuellen Gesetzesnovellen kennzeichnen und die ebenfalls 

Polarisierungseffekte - allerdings anderer Art - mit sich bringen. 

D as S07.,ialsystem ist durchaus nicht für alle in der Krise. Das Bedürfnis nach einer 

guten sozialen Absicherung wird ak tu ell befriedigt bei der großen Mehrheit d er 

älteren und der mittleren Generation, und es wird befriedigt innerhalb dieser Mehr­

heit tendenziell eher bei den Männern als bei den Frauen. »De r ... Generationenver­

trag hat sich zumindest quantitativ zum Kern des Wohlfahrtsstaates entwickelt. Der 

Wohlfahrtsstaal bedeutet heute überwiegend Wohlfahrt für die Ältere n .• ' Die heu te 

unbestreitbare Unübersichtlichkeit, Zukunftsunsicherhcit und Lückenhahigkeit der 

soz ialen Sicherung trifft jüngere Menschen stärker als ältere und Frauen mehr als 

Männer. Dafür gi bt es Gründe, die in der Struktur des Sozialsystems selbst begrün­

d et li egen. Es gibt darüber hinaus aktuelle Gründe - im wesentlichen die Krise der 

Erwerbskontinuität und den Strukturwandel der Familie und des weib lichen Le­

benslaufs. 

Im Ab- und Umbau der soz ialen Sicherung geht es ni cht nur um die Um verteilung 

von ,unten < nach ,oben, : Der sozialpolili sche Konflikt ist auch ein Generationen­

und ein Geschlechterkonflikt. Als Generalionenko7lflikt betrifft er die Beitrags­

pflichten der jüngeren Erwerbstätigen, denen zugleich di e Leistungen (etwa in der 

Kranken- und der Arbeitslosen versicherun ~) gekürzt werden. Entscheidend ist je­

doch der schleichende Vertrauensve rlu st, der im Gange ist: Für die junge Generation 

verl iert das überkommene soziale Syslem zunehmend die Bedeutung, die es für die 

mittlere lind ältere Generation hat , nämlich die, ei ne zuverlässige Sieherun~ in kriti ­

sche n Lebenslagen und im A.lter zu sein. Befürchtungen, daß aus der Finanzkrise der 

Sozialversicherungen der völlige Funk tionsverlus t werden könnte, sind sehr verbrei ­

tet; es liegt auf der Hand, daß die aktueLle Diskussion solchen Dramatisierun gen 

Vorschub leis tet. Ungeachtet der Finanzierungsl'roblematik entsteht ei n Konflikt 

schon aus der Tatsache , daß die jüngeren sich nicht meh r mit derselben Selbstver­

ständlic hkeit wie d ie älteren an beruflicher Kontinuität orientieren können oder 

wollen, Wenn d,ls soziale System diesem Wandel nicht angepaßt wird , verliert es an 

Bedeutun g für die Lebens la ge und die Lebensplanung der Individuen, 

Al s Geschlechterkonflikl betrifft die Auseinandersetzung um die Zukunft des Sozial­

staats d ie Fragen der Arbeitsteilung und der sozialen Sicherung von Frauen, Der 

Hintergrund für diesen Konflikt ist die Auflösun g der traditione llen E he und Fami­

lie mit der Rollenkonstellation des Familienernährers und der Hausfra u . Mit dieser 

Entwicklung verlieren ebenfalls grundlegende Prinzipien der sozialen Sicherung ihre 

Gellung; dennoch wird das Sozials)'stem nicht auf den neuen sozialpolitischen Be­

da lf der jüngeren Frauen hin um gesta ltet . 

4 Kohli. G~nera[ion ('nbcz.ll! h\ln gen ;auf dem Arbcltsmarkt. in : Schulthel ILuschcr (Hg.), Gent'rallonenbe~ 
ziehungen m .post mod(·rnen( Gesellschilften, KC)o5UIl'G 19 9h S. } 8 }-40 1. hier S. )8 }. 
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Beide Konfliktlinien sind nicht neu - zumindest der letztere verweis t auf systema ti­

sche Defizite im Jeutschen Sozialstaatsmodell. Sie bleiben bisher moderat , weil si e 

"zu einem guten Teil durch Umverteilung innerhalb der H aushaltsökonomie, das 
heißt in der Familie und den Verwandtschaftsbeziehungen, bearbeitet werden .• ! Zu­

dem gehört es zum Alltagsgeschäft jeden Sozialpolitikers, s ie Zu verschweiben, zu 
bagatellisieren und - soweit es geht - stillzustellen. Daß das Zu r Zeit immer wenig~r 

gelingt, daß zumindest der Generationenkonflikt th ematisiert wird, zeigt den dra­
matischen Wandel des Verhältnisses von Erwerbsa rbeit, Ehe und Famili e und sozia­

ler Sicherung an. 

lJ. Das deutsche ~f}ohlfahrtS5ttlatliche Modell 

Zunächst einige Bemerkungen zu den sys temati schen Gründen dieser Konfli.kte, das 
heißt zum deutschen Modell des Wohlfahrtsstaats. Das deutsche korporatistische 

S07.ialstaatsmodell6 unterscheidet sich ebenso vom liberalen amerikanischen Wohl­
fahrtsstaat mit seiner Betonung der individuellen Verantwortung für soziale Vor­

sorge wie vom skandinavischen Wohlfahrtsstaat, in dessen Zentrum die staa tlich 

organisierte Sicherung steht, zu der jeder als Staatsbürger Zugang hat. (Dieses Mo­
dell ist zur Zeit ebenso im Umbruch w ie das deutsche.) 

In Deutschland wird sehr viel mehr als im liberalen wohlfahrtsstaarlichen Modell 

vo m Staat reguliert, nicht nur die Sicherung in Notlagen im engeren Sinne. Wer in 
Deutschland vom Sozialstaat spricht, bezieht im weiteren Sinne den Arbeits- und 

Kündigungsschutz sowie die Regulierung der Arbeitsbeziehungen im Betrieb mit 

ein. Auch die Tarifpolitik nimmt wesentliche Aufgaben im SystCI'tl der sozialen Si­

cherung wahr. Die Tatsache also, daß die Erwerbsarbeit reguliert ist, ist ein Element 
des Sozialstaats. Nicht zufällig werden zur Zeit auch solche (tragenden) Elemente 

der soz ialen Sicherung wie die Lohnfortzahlung und der Kündigungsschutz abge­

schwächt. 

Mit den Modellen des Wohlfahrtsstaates sind unterschiedliche Mechanismen der so­
zialen Integration verbunden. Unter den Schutz der Arbeits- und Soz ialpolitik fällt 

in Deutschland nur derjenige, der in das Erwerbssystem integriert ist. Die Staatsbür­
gerschaft als solche begründet keine sozialen Rechte. Sozialpolitik im engeren Sinne 

ist in der Gestalt der Sozia.lversieherung an das Arbeitsverhältnis gebunden. Soziale 

Risiken sind ursprünglich bestimmt worden als die aus der Lohnarbeit - genauer: aus 

der möglichen Arbeitsunfähigkeit des Lohnarbeiters - entspringenden Risiken. Die 
Sozialversicherungen wurden mit der Funktion etabliert, die Arbeitsfähigkeit wie­

derherzustellen und einen Lohnersatz zu leisten. Noch heute konzentrincn sie sich 
darauf, die Arbeitsfähigkeit zu sichern, Phasen ohne Erwerbseinkommen zu über­

brücken bzw. die unvermeid liche Lohneinbuße im Alter auszugleichen. Ansprüche 

an die So,ialversicherungen hat daher nur derjenige, der Beiträge (aufgrund von 

Erwe.rbsarbeit)' beza hlt hat. Indirekt si.nd jedoch auch Familienangehörige der Bei­
trags%ahler abgesichert ; neben dem abhängigen Arbeitsverhältnis sind Ehe und 

Familie die Insti tutionen, an die Sozialpoli tik in Deutschland anknüpft. 

1 So Z3pf ~um .J\]tefskonil iklf. Vgl. Z:lpf. l:: ntwlcklunt; und $o7.l als lTvktur moderner Gesellschaften, 1n : 

KOrt~/Sch'lkrs (H~.)) Emfuhrung In du: l-buptbcgriffc der SoziolosiC' ~ Opladen 1991 (l.A uf!.). S. 181-
1?3 . h.1C~ r S. !~9· 

6 Vgl. Esping-Andcrscll. Th(· Thrcc \X'orkI5 cf Wclfa.r~ Caplt"llism. Cambndgc 1990. 
7 D(Or l eistungS-Anspruch alls der Enlchun); von Kmdern. eier 1986 10 der Ren((:nverslchcrung l·i''lgcfuhn 

wurde, IS t daher <:in echter Systembrucll . 

J 
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4 Das Anrecht auf Leistungen der Sozialversicherungen ist so an die Arbeitsfähigkeit 
und Arbeitsbereitschaft des Einzelnen gebunden. Die sozialen Probleme der nicht 
Erwerbsfähigen und -bereiten fallen aus der Zuständigkeit der Sozialversicherung 
heraus. Dies ist ei.ne grundsätz liche Schwäche des deutschen SozialSlaatsmodells, 
daß es für Personen, die nicht zur Arbeitsbevölkerung gehören, einen minderen Typ 
vOn Sozialpolitik - früher die Fürsorge, hellte die Sozialhilfe - vorsieht; diese ,Rest­

sicherung. ist negativ auf die Sozialversicherungen bezogen. Die Bevölkerung wird 
also in der deutschen Sozialpolitik als Arbeitsbe'V·ölkerung wahrgenommen und als 

solche geschützt - das ist ein modernes Prinzip ('modern. im Sinne der Abgrenzung 
VOn der vormodernen Gesellschaft). Die Sozialpolitik baut jedoch auch auf die Ab­
hängigkeits- und Solidarbeziehungen, die innerhalb VOn Ehe und Familie bestehen. 
Dies ist gewissermaßen ein vormodernes Prinzip, das weitergih. Strukturell einge­
baute Defizite hat es dabei immer schon sowohl für die Arbeitenden als auch für die 
mirversicherten Familienmitglieder gegeben, etwa die ungenügende Absicherung 
längerer Arbeitslosigkeit oder die geringe Höhe der Hinterbliebenenrenten. HeUle 
sind jedoch die beiden Elemente - der Beu'g auf das Arbeitsverhältnis und der 
Bezug auf Ehe und Familie - zur Ursache einer grundsätzlichen Krise des deutschen 
Sozialstaats geworden. Denn die strukturellen Defizite werden VOm aktuellen wirt­
schaftlichen und sozialen Wandel verschärft. 

Ill. Der Generationenkonflikt 

Die Sozialversicherung als der dominante Typus VOn Sozialpolitik hatte keineswegs 
immer den Charakter einer allgemeinen Absicherung: Historisch waren große 
Gruppen ausgeschlossen (bis '9 [I die Angestellten, bis zum Ersten Weltkrieg die 
Hinterbliebenen, später noch Bauern, Journalisten, Künstler). Auch war - wie er­
wähnt - die Höhe der Leistungen lange Zeit völlig ungenügend; noch in den joer 
Jahren hieß, Rente zu beziehen, arm zu sein. 

So wurde erSt mit der Prosperität der Nachkriegszeit aus der selektiven Sicherung ein 
soziales ,Netz.; letztlich geschah dies erst mit der Verallgemeinerung des Normalar­
beitsverhälrnisses8 in den 60er/70er Jahren als Ergebnis dcr guten Arbeitsmarktlage, 
der tarifpolitischen Erfolge der Gewerkscbaften und der sozialdemokratischen Re­
formpolitik. Im Zuge dieser Entwicklung wurden das Niveau der Sicherung ent­
scheidend angehoben und Lücken in der Erwerbsbiographie (bzw. die entsprechen­
den Einkommenseinbußen) überbrückt. Erst die gegenwärtige Rentnergeneration 
hat mit ihrer Rente wirklich ein Auskommen, und erst für die Generation, die in den 
60er Jahren erwachsen geworden ist, ist Arbeitslosigkeit nicht unmittelbar mit De­

qualifikation und mit dem Zwang verblInden gewesen, jeden beliebigen Arbeitsplatz 
anzunehmen. Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen für die ,Problemgruppen< des Ar­
beitsmarktes wurden Ende der 60er Jahre eingeführt. Auch die auf soziale Kontrolle 
ausgerichtete Sozialfürsorge wurde im Kontext von Prosperität lind Reform-Klima 
der 60er Jahre zur Sozialhilfe, auf die ein Rechtsanspruch besteht, umgestaltet. 
Die These, daß wir zur Zeit in der sozialpolitischen Debatte auch mit einem Gene­
rationenkonflikt konfrontiert sind, meint also dieses: Für die Kriegs- und erste 
Nachkriegsgeneration (insbesondere von Männern ), für die Generationen also, die 

bis zu den 60er Jahren in den Arbeitsmarkt eingetreten sind, ist das Sozialstaatsmo-

S Vgl. Muckt'llberg,er. Oll: K ri.5~ des N Qrm:tlarbclls\'('( hahmsses - hat cllS ArbcHSrcd H noch Zukunfl ? In: 

Z(Sozlalrdorlll Heft 7. 19S5. S. 41 S- .04 und Heft S, 1985, S. 457-475· 
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deli der Bundesrepublik ein Erfolgsmodell. Das gilr mir Einschränkungen selbst für 

diejenigen dieser Generationen, die von der Arbeitsmarktkrise betroffen sind; für sie 
wurden - z. B. mit verlängertem Bezug von Arbeitslosengeld, mit Vorruhestandsre­

gelungen - die Auswirkungen der Krise abgefedert. Erst jetzt, im Jahre 1996, wird 

die Möglichkeit eingcschränkl bzw. abgeschafft, ohne schwerwiegende finanzielle 
Einbußen' vorzeitig in den Ruhestand zu gehen'O und Arbeitslosengeld bzw. Rente 

zu beziehen. 

Für die jüngeren Erwerbstätigen, die seit 1970 in den Ausbildungs- und Arbeits­

markt eingetreten sind, greift die arbeits- und sozialpolitische Absieherung bei 

weitem nicht so gut; zum Bele,; für diese These muß keineswegs der Kollaps des 

Rentensystems prognostiziert werden. Die jüngeren Erwerbstätigen (und ihre Fami­
lien) sind in zweierlei Hinsicht benachteiligt: Zum einen ist ihr Arbeitsleben von 
mehr Risiken (Arbeitsplatzunsicherheit, Mobilitätszwang, Stagnation der Einkom­
men) geprägt, zum anderen haben sie die Kürzungen im sozialen Bereich seit den 

80er Jahren ganz überwiegend zu tragen. Denn die wirtSchaftliche und politisch­

soziale Entwicklung Jer 80er Jahre ist sehr widersprüchlich: Nach der mit einer 

Arbeitsmarktkrise verbundenen Rezession Anfang der Soer Jahre begann die neue 
CDU-FDP-Regierung ein Deregulierungs-Programm, das jedoch nur begrenzte 
Wirkung entfaltete". Trotz Arbeitszeitverkürzung und Zunahme der Beschäftigung 

(1983 bis '992 in West-Deutschland über drei Millionen Arbeitsplätze)" blieb die 
hohe Arbeitslosigkeit erhalten, von der zunehmend Jugendliche betroffen waren. 

Viele von ihnen wurden trotz der zusätzlichen Arbeitsplätze nicht in den Arbeits­

markt integriert; die jüngere Generation wurde gespalten in diejenigen, die eine 
qualifizierte Ausbildung bekamen, und diejenigen, die ohne Ausbildung blieben 

und/oder langanhaltende Probleme bei der Integ rarion in den Arbeitsmarkr hatten. 

Die arbeitsmarkrpolitischen Interventionen zugunsten dieser Jugendlichen waren 
kurzfrisrig angelegt und blieben in der Regel ohne sozialpolitisches Fundamenr. Von 

den Wohlstandsgewinnen der 80er Jahre blieben nicht nur diese Jugendlichen ausge­
schlossen, auch junge familien und Familien mit mehreren Kindern wurden ,abge­
hängt<'J. Für einen Teil der jüngeren Generation - insbesondere für die Frauen -

bieten die mit den Reformen der letzren Jahre angesteuerten Anpassungsprozesse 

keine Perspektive einer stabilen sozialen Absicherung ihres Lebens. Mit den Soer 

Jahren isr jedenfalls die Erfolgsgeschichte der deutschen Sozialpolitik zu Ende - das 
zeigen die Berufsverläufe Jer sog. geburtenstarken (und jüngeren) Jahrgänge" . 
Eine nüchterne Betrachtung dieser Dinge ist notwendig, ohne jedoch zwischen Alt 

undJung zu polarisieren. Denn die unterschiedliche Wahrnehmung der Sozialpolitik 
- als Netz oder als Sieb - hat mit diesen unterschiedlichen Generationenerfahrungen 

zu tun. Ganz offensichtlich bauen sowohl die CDU als auch die SPD auf die posi­

tiven Erfahrungen der älteren Generation. Das Ziel beider Parteien ist es, das 

9 Etwaige Abfindungen des Bc.'>ch:tftigungsbem cbs blicbtn blsbng wCltgehend unangetasu:!l. 
10 N icht dun.:hsctzbar war es, das vorgezogene Relltcnaltcr fur Frauen vorzeItig abzuschaffen; :1.Tgumenlicrr 

wurde mit der Lcbellsplanun!; der ahercn erwerbstatigen Fr.luen, die m ~t 60 ion Reme t;ehen woUen. Mit 
der Lcbcnspbnung der jungt'ren Gener.llIun :lrgumemu:n bl1ihcr nl t ma nd . 

11 Ein Teil der damals projektierte:n D('reguli l'rung.~ v orhahcll sind 1996 wicdt:r Teil der Rtg ierunl;sbc­
schlusse, z. B. oIe Auiweichung des KunJ'gungs~chutzes und die Erleichterung befristeltr Besch-.l ft i­
gun~. 

[2 Davon sind his heUle ubcr eIne MillIOn WIeder verloren geg.angen. 
I) Das i".Clg<" 11 auch die SOZI3Ihilfc-Sr;!.risukcn. Nu:ht unwicht i~c Maßnahmen zuguns[cn von Familien w;arCn 

d,e Einfuhrung .... on E r:t i ehungs~l' IJ und Erz,iehungsurlaub (d;ILU weiter unten) sowie die Erhohung des 
Kindergeldes. 

14 Neuerdlll);s 1:\'crden die sog. ~oz. i:)l vtrsi ( h c run gs r rc rl1den Leis tungen in Fr3ge ges teHt. Davon künlll t' n in 
Zukunft Frauen besonders bClroffen st'i n (z.. B. Ll.' fStungen fu r Si..-hwangers,ha.fl. Muw.:rsdllHz, Mit"\'cr­
sicherung). 
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6 erreichte Niveau sozialpolitischer Leistungen für die Älteren so wenig wie möglich 

anzurasten. 

IV Sonderbedingungen der sozialpolitischen Entwicklung 

Die Erfolgsgeschichte der Sozialpolitik bis zu den 70er Jahren beruhte eindeutig auf 

Sonderbedingungen, das kann heute fesrgestellt werden. Diese hisrorische Situation 

ist vorbei, und sie wird sich auch nicht mehr herstellen lassen. 

Eine Sonderbedingung war die wirtSchaftliche Prosperität der Nachkriegszeit mit 

dem parallelen Anstieg der Beschäftigung" und vergleichsweise hoher Arbeitsplatz­

sicherheit. Mit der Arbeitsmarktkrise seit den 70er Jahren ist diese günstige Situation 

entfallen. Durch die anhaltende Arbeitslosigkeit werden die Probleme der Sozialver­

sicherungen verschärft, dene. die aus dem Arbeitsverhältnis abgeleireten Beiträge 

sind die finanzielle Grundlage der Leistungen. Bei sinkenden Beschäftigungszahlen 

und nur geringfügig steigenden Bruttoverdiensten sind die zu erwartenden Kosren­

steigerungen (nicht zuletzt bei den Renten) nicht z.u finanzieren. 

Entscheidend ist jedoch ein anderer Punkt: Mit dem Ende der Prosperität gerät das 

Prinzip in die Krise, die ßevi,lkerung als Arbcitsbevölkerung wahrzunehmen und 

abzusichern". Ein Grund dafür ist die Arbeitslosigkeit, die nach allen Prognosen 

eher zu- als abnehmen wird. Ein weiterer Grund ist der generelle Wertewandel, der 

bei der jüngeren Generation zu einer veränderten Haltung gegenüber der Berufstä­

ti gkeit geführt hat. Für viele junge Männer und Frauen heute sind arbeitsinhaltliche 

Interessen zentral, sie suchen nach Selbstbestimmung in der Arbeit". Ihre subjektive 

Einstellung z.um Beruf unterscheidet sich grundlegend von der ,moralischen, Ar­

beitshaltung der älteren (Arbeiter··)Generation, die als ,Pflichtethik der Arbeit, 

gekennzeichnet wurde'S. Das Bedürfnis nach interessanter Arbeit und befriedigen­

den Arbeitsbedingungen führt in der Berufsbiographie der jüngeren daher auch Zu 

solchen Unterbrechungen, Berufs- und Betriebswechscln, die nicht vom Arbeits­

markt diktiert sind, sondern auf eigene Entscheidungen zurückgehen. Für derartige 

biographische Brüche ist jedoch das soziale Sieherungssysrem nicht konzipiert; Ei­

genkiindigung beispielsweise wird von der Arbeitsverwaltung nega tiv sanktioniert, 

Umschulungen werden - wenn überhaupt - nur als arbeitsmarktindizierte geför­

dert. 

Damit ist ein Aspekt des sozialen Wandels angesprochen, der in der sozialpolitischen 

Diskussion oft zu kurz kommt: die wachsende (objektive wie subjektive) Schwierig­

keit, einen ,soz.ialversicherungsgcrechten, Lebenslauf zu realisieren. Da das Ein­

trimalter in die Berufstätigkeit ,reigt und das in den Ruhestand sinkt, wird die 

Kemarbeitsphase tendenziell auf die Zeit zwischen dem 25. und 55. Lebensjahr kom-

'5 DleH' Bcd,ngun s hat ;l.llch die Intcgr;llion von Millionen bis dalll l\ SclbslJ.ndigcr (r..'lanncr und I':'rauc:n) 
und nicht erwerbs lJuge, fr.w en In den Arbeirsm ;l rkt crrn ogl icht. 

[6 TrO! 7_ bClrachdl chc r Zunahmt der Erwerhshetcihgu ng vo n F rau en smkt d ie E rwe rb$quo te (Anred der 
Erwc.rbspersoncn :In der Wohn bcvolk (' rullg) : Zur ZeH li('gl sie bel 47.2% (nur Wen~ Deutschland: 

46,5 %). 
17 Vgl. Baelhge, Arbeit, V(· rgcsell sd l.tflllng, Iden lltat - Zur zunch m«ndtn no rmativen Subjekti\',crunß von 

Arbeit, in; Soziale \Vell Hd , [, '99 1> S. 6- IY. Besoncler!> r r:lu en ~] nd an1 Al'beltsinhah sl:lrk IntereSSiert; 

oft nehm~ 11 u c m:Hcrtelle N~clHCll c In Kauf, um eine u HerCS~-:l nte oder kommulllk.nivc T.ltigkeit zu 
finden. 

[8 Vgl. Lutz, Was wurde JU S dem KritikpotentIal der ')UI1 i;en Gencr:u io!1' der fu nf7. ig{·r Jah re? Erste Über­
legungen zur h[s{o rist.h~ n InttrpH'I :luon fruhtra i nd Ll s t n cs o z.jologl sch ~r Befunde. in: Erd u. J. (Hg.). 
Kri ti sche Throric und Kultur, [r.l nkfurl 19S9 , S. 336-35). hll: r: S. );14· 
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primien". Damit verlängern sich die Zeiten im Lebenslauf, in denen der Lebensun­

terhalt nicht durch eigene Erwerbsarbeir gesichen ist. Außerdem wird die Dauer der 

Beitragszah.lung als ein Prinzip der Rentenberechnung problematisch. Inzwischen 
wird deutlich, daß die Kontinuität der (männlichen) Erwerbsrätigkeir (mit im Nor­

malfall regelmäßig steigendem Einkommen) eine Sonderbedin!;ung der Prosperitäts­

phase war. Zwar gehen die Institutionen der berufl.ichen S07.ialisation (vor allem der 

jungen Männer) sowie die Vorgaben und Interventionen der arbei ts- und sozialpoli­

tischen Institutionen nach wie vor von der Kontinuitätserwanung aus. Jedoch steht 

das - im Vergleich zu den 60er/70er Jahren - höhere Risiko von Arbeitslosigkeit 
heute einer kontinuierlichen Erwerbsbiographie entgegen. Obwohl bestimmte Zei­

ten von Nicht-Erwerbstätigkeir (wie die Arbeitslosigkeit) in die Rentenberechnung 

eingehen, senken auch solche arbeitsmarktbedingren Brüche im Erwerbsverlauf das 

Niveau der Alterssicherung, und 1.war nach den Veränderungen von 1991> mehr als 

das bisher der Fall war. 
Auch der Eintritt in das Bentfsleben sieht heute anders aus als in der Zeit der Pro­

sperität. Seit der Bildunpexpansion befindet sich ein wachsender Tei l der Erwerbs-­

fähigen (insbesondere der t 5- bis Jojährigen) in Ausbildung und Studium oder in 
Weiterbildung. Daher ist die Status passage in die Erwerbstätigkeit inzwischen zeit­

lich sehr ausgedehnt, und der Übergang aus der Ausbildung in die Beschäftigung 
wird institutionell nicht mehr zuverlässig gesteuert. Mit der Verlängerung der Ado­

leszenz und der Komplizierung der Übergänge in den Arbeitsmarkt steigen die 

Gestaltungs-Ansprüche an die Individuen. Die Verlängerung der Adoleszenz ist dar­

über hinaus direkt sozialpolitisch relevant. Denn die Finanzierung der Ausbildung 

ist bislang immer-so wie die Kosten für Kinder generell- als Privatsache angesehen 
worden. Dies war kein sozialpolitisches Problem, so lange nur die relativ schmale 

Schicht der (Bildungs-)Bürger für die Ausbildung der eigenen Kinder zahlen mußte. 

Heute ist jedoch für die große Mehrheit der Jugendlichen und jungen Erwachsenen 

diese Lebensphase länger geworden. Weiterbildung oder Umschulung auch in späte­

ren Lebensabschnitten gehören zunl normalen Bildungsverl.uf. Dennoch gibt es 

kaum Überlegungen , die Absicherung der Ausbildung systematisch in die Sozialpo­

litik einzubeziehen. Im Gegenteil: Auswbildendc, Studierende und Umschüler 
werden immer mehr auf eigene materielle, soziale und kulturelle Ressourcen zur 

Bewältigung dieser Lebenslage verwiese n'o. 

Die Verlängerung der Ausbildungs-Zeiten sowie die Normalität von Berufswechsel , 

Arbeitslosigkeit, Umschulung und Weiterbildung sind Indiz ien dafür, daß der Le­
benslauf, den die Sozialversicherungen unterstellen, für die Jiingeren immer weniger 
den Normalf.1I darstellt, nämlich nach einer relativ kurzen Ausbildungszeit eine 

versicherungspflichtige Beschäftigung aufzunehmen und bis ztlm Rentenalter be­

rufstätig z.u sein. Ein solcher Lebenslauf, der in der Prosperität der Norm.lfall 

(jedenfalls der männli che) war, ents pricht im übrigen auch immer weniger der Le­
bensplanung Jugendlicher heUle" . Eine soziale Sicherung, die sich weiterhin auf 
die - tendenziell fiktive - Berufskontinuität kom.entricn, wird also immer weitere 

Teile der Bevölkerung ausschließen. 

19 ZW:lr werden derL.ell du: Moghchkettcn. VOr dem 6s.Lebensj:dlr In dl'll Ruhc-s t:lnd 'W gehen, emge­
schranke das durchschnmhchc Rentcr1::llter wird Jedoch weiterhin durch Bcmfs- und Erwerbsunf:th.ga 

keit gesenkt. 
20 Die öffentliche r:lOanzlcrung Wird 1._ ß. durch folgend ,' Maßnahmen reduziert: Alter:-bcgrcnzung des 

ßafog-Ampruchs und Reduktion der pOlcnucli llcrcdHiglcl1, Vcrkur:t.ung der Anrechnunt;szt.·lten fur 
Ausbi ldull).; in der RentenvcrSlcherunl:;. Ncun·g,.: lun l<, der Finanz,lerU nt von Umschu lung durch d;lS 
AFRG. 

2.1 Vgl. Gcisslcr/Oechsle, Lebensplanung junger Praucn. Die \\'lderspruchh~h{: Moderfllsicrung wClbhcher 
Lebcnslaufe, \'(Iclnhcim 1996. 
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8 Fazit: Die Strukturen der sozialen Sicherung sind den neuen Risiken des Arbeits ­
markts ebenso wenig angepaßt wie den Mustern des Berufsverlaufs, die sich für die 
jüngere Generation abzeichnen. Ein Leistungstyp, der der Verlängerung und dem 

Wandel der Ausbildungsphase Rechnung trägt, fehlt fast ganz. Der Generationen­
konflikt im Hinblick auf die soziale Sicherung besteht also nicht nur in der 
Unsicherheit der jüngeren, im Alter ebenso gut abgesichert zu sein wie die ältere 

Generat.ion, sondern im Festhalten der Institutionen der Sozialpoliuk an überholten 
Konzepten von Erwerbsarbeit und Berufsbiographie. 

V Venorgerehe und Sozialpolitik 

Die erste Sonderbedingung für die Erfolgsgeschichte der Sozialpolitik war also die 
Tatsache, daß die Prosperität der Nachkriegszeit einen stabilen Berufsverlauf (für 
Männer) begünstigt hat. Damit war die wesentliChe Voraussetzung gegeben, daß die 

Beschäftigten ausreichende Einkommen hatten und entsprechende Versicherungs­
zeiten aufbauen konnten, um bei Krankheit, In va lidität, Arbeitslosigkeit und im 

Alter abgesichert zu sein. Die zweite Sonderbedingung betrifft Ehe und Familie, die 
in ihrer historischen Ausprägung der Nachkriegszeit dazu beigetragen haben, den 

Wirtschaftsau fsc hwung und die sozia len Reformen zu ermöglichen. 
In Deutschland ist in die soziale Sicherung eingebunden, wer regulär erwerbstätig 
ist; es ist aber auch in die soziale Sicherung eingebunden , wer ,regulär< mit einer 

versicherten Person verheiratet ist. Die gesetzliche Unterhalts ve rpllichtung der Ehe­
gatten setzt sich in der Sozialversicherung (etwa in der Hinterbliebenenrente) fo rt. 

Da,selbe gilt für unterhaltsberechtigte Kinder. Zwischen den Institutionen Ehe und 
Familie, dem Arbeitsverhäl tnis und der institutionalisierten Sozialpolitik besteht ein 

Dreiecksverhältnis wechselseitiger Abhängigkeit und wechselseitiger Stabilisierung. 
(Inzwischen kann allerdings mit der gleichen Berechtigung von wechselseitiger De­

Stabilisierung gesprochen werden.) 
Eine direkte Benachteiligung von Frauen ist im sozialen Sicherungssystem nicht 
nachzuweisen; so ist der Begriff des Geschlechterkonfliktes auch nicht zu verstehen . 

Die Sozialgesetzgebung ist geschleehtsneutral formuliert. Das deutsche Sozialstaats­
modell enthält jedoch eine implizite soziale Konstruktion von Weiblichkeit und 
Männlichkeit. Sozialpolitisch relevant werden diese Konstruktionen durch die 

Schlußfolgerungen auf das richtige Frauenleben in der Familie und das richtige Män­
nerleben im Beruf, auf deren Grundlage die Arbeits- und Sozialpolitik auf männliche 

Erwerbstätige und weibliche Ehegatten (ergo nicht erwerbstätig) zugeschnitten ist. 
Diese Vorstellung bildet die sich mit der bürgerlichen Gesellschaft entwickelnde 

'Versorgerehc' mit den komplementären Rollen des Fam ihenemährers und der Haus­
frau als Normalform des Zusammenlebens der Geschlechter ab. ), Damit rechtfertigt 

sich di~ Versorgerehe als ein Familienmodell , das normative Kraft beansprucht - weit 
über das Bürgertum hinaus. In diesem Modell hat der Mann das Einkommen der 
Familie ... zu erwirtschaften; dabei hat seine Bezahlung im Grundsatz den Charak­

ter eines ,Familienlohns<. Aufgrund der Arbeitsteilung in der Familie iSl er frei von 
Familienpflichten und vollständig für den Betrieb vc,"fügb ar. Komplementär dazu 

übernimmt seine Ehefrau die Hausarbeit und die KinderbetrclIung, dabei ist sie 
abhängig vom Einkommen des Mannes ... . ihre soziale Sichcrung und ihr sozialer 
Status sind von Status und Erwcrbsarbcit ihres Mannes abgeleitet .• " 

22 Pfau-EHins('r/Gc is ~l('r, InstituClone ll e und ~(\I. io·kulrurcllc Kontcxtbctlin~ung('n der Em:-.dleidung ver-
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Die Sozialpolitik greift also Erwerbsarbeit als zentrale Kalq~orie im männlichen 
Lebenslauf lind Familienarbeit als zentrale Kategorie im weiblichen auf und verfe­

stigt diese Zuordnung zugleich'); Familienarbeit begründet keinen sozialen Status 
(außer den prekären der Mutter) und keine eigenständige soziale Sicherung. Umge­

kehrt ermöglicht diese Konstruktion verheirateten Frauen verschiedene Formen der 

Erwerbsarbeit, die mit sozialen Rechten und Pflichten (Beiträgen) nicht verbunden 
sind, die aber auch nicht existenzs ichernd sind. Die Frauen werden mit diesen Er­

werbsformen nicht zu Arbeitnehmerinnen, die sich unabhängig von ihrer familialen 
Verortung im Arbeitsmarkt bewegen und berufliche Strategien entwickeln. 50 sind 

sozialversicherungsfreie Beschäftigung und Heimarbeit eindeutig für verheiratete 

Frauen konzipiert, ebenso wie die modernere Erwerbsform: Teilzeitarbeit". Die 

arbeits- und sozialpolitischen Reformen de r joer bis 70er Jahre haben diese Er­

werbsformcn nicht zufällig ausgespart. Auch die aktuelle ,Förderung< der Teilzeitar­

beit bleibt rein rhetori sch" . 
Der sozialpolitisch< ,Gewinner, der Nachkriegszeit ist der Sozialtypus des männli­
chen Facharbeiters, Beamten oder Angestellten, wobei unterstellt wird, daß er »eine 
Familie zu ernähren « hat, wie noch heute ,las häufige Argument ist, wenn ein Mann 

lind eine Frau um einen attraktiven Arbeitsplatz konkurrieren. Die berufstätigen 

Frauen der älteren Generation haben dagegen alles andere als positive Erfahrungen 
mit dem arbeits zentrierten deutschen Sozialstaat gemacht. Denn die S07.ialversiche­

rungen überbrücken für die Versicherten zwar Lebensphasen ohne Erwerbsarbeit , 
falls es sich um ein Lohnarbeits-Risiko handelt. Dagegen gibt es keine ·wirksame 
Absicherung der typisch weiblichen Erwerbsformen : geringfügige Beschäftigung, 
Heimarbeit, Teilzeitarbeit·6, und auch keine Uberbrückung der typisch ",·eiblich en 
Unterbrechungen im Berufsverlauf - wegen Kindererziehung, Hausarbeit, ehren­

amtlicher Arbeit, Pflege von Angehörigen. 
Dies alles ist nicht weiter aufgefallen, solange die große Mehrheit der Frauen über die 
familien- und sozialpolitische Konstruktion der Versorgerehe gesichert und dies ge­

sellschaftlich weithin ab.eptiert war, wie im West-Deutschland der Nachkriegszeit 

der Fall. Abweichungen von dieser Lebensform - etwa durch frühe Verwitwung -
wurden als schweres Schicksal gedeutet, änderten aber nichts am Prim.ip. Qualifi­

zierte und auf Existenzsicherung ausgerichtete Erwerbsarbeit von Frauen erschien 
(auch für Politik und Wissenschaft) als SonderfalW 

helrateter Fro.uen rur Tedzl' ltarbcll . Ein Beitrag zu etne~ S07.iologu! des Erwerbsverhalrens , In : Mlu}\B 
Heft ) , 199 1, S. )5 S4 )7o. 11lcr S. }66 (Hervorhebung Im Qngm>ll). 

13 Vgl. dazu Qstner. Der partiku laris tische S07.lalsu 3l - das BClspld der rr:lUcn . in : Uressd u. a. (Hg.), 
LebNIsI.mf. Arhcltsmarkt und SozrJlpo l!tlk, ßeitrAß IH . Nurnbcr' 1990, S. 1~40i dlö.lLangan, Gc­
s~hlct.:hlcrpolilik im WohlLlhn ssu al. in: Kriu:5c:.he JU$li7. Heft ). 1?9 t, S. } Ol-) 17; Bt·ck-Gt.'mshC:lm, 
Fr"u~n - die hClmlich ,' Ressource der Soz.wlpoIHik ~ , in: WSI-Mincllulll:jl'n Hef. 2., 1991 . S. 58- 66. 

l.4 Vgl. Gtissk'r , Arbeitswelt, hl.mdie un.o Leben slauf. Hl: Vaskovlcs/Llpmskl (Hg.), Fami11ale Lebenswelten 
und BtldungsarbcLl, Opbdcn 1996. S. 111- 152. 

loS Allen.lmgs iSt heute die ·clbstv-erstandllch kcit. nm der Frauen vo n exislenzslcherndcr Erwerbsarbeit 
~ u s gt.'$("hl ossc n waren, dahin; die ~ord('rung Il.ilch Vollbesch;lftigung betnhahcl abo Jie SI :lbil t= Einbe:i.IC­
hun~ der Frauen In den ArbeH5lllarkr. Zur ~ dZ\.'!larben im Erwcrbsll'bt'J1 vcrhl' lrllt ('ter rrallen vgl. 
Pfau. Efrms,'r/Gciss ler 1992 (rn.ll). 

26 D u! erwerbstaUf;cn Frouen der a!tcren Genl'ration sind wq;ell Ihres dlskontmuL l' rli ch"ll ßl.'rufsvcrlaufs 
und der durchschnittlich niedrigeren Lohne nidH nur Im Alter .~chb: ht abgeSichert, sl)Odern Ihnl..'n (eh l"n 
auch die Vorccd..: !:tngl'rcr BClril'bs7.ugehorigkell. 

27 Daher WH es bis an di(· 70er Jahre ubli t h, daß sich Frauen bei dc:r Heirat Llm! Rent..:nvcrsicherungs­
Beitrage aus'U.hlcn hctSt'n, d.l Sie Ihren Beruf Jouf Daucr :lu fgebefl \\' olh ..: n und der Lebensuntt:'rh;'dt biS 10$ 

AJtcr' geslch~rt~ch lell _ AU$gtblende( wurde, dnß WltWenrClHcn Ort d:.ts EXISH.'ll:I.mlnimum nicht oder nu r 
gering(uglg ubcrslclgcn. Schl..:cht abgeS ichert .s ind vor all"m dil'Jc mgcn n!tcren f'r4ucll, die fruh Witwe 
wurden oder die Anspruche durch Scheidung tcilwClst' verloren, Hier 1.t:If!;t Sich dJ-s StruklUrddL"7lt der 
Ahersslcherung \'on fl'3uen . Vgl. luch Sommerkorn, Dil' crwcrbsl3ligc Mutter 10 der Bundc!! republLk, in: 
Na\'c-Hcrt. (Hg.), Wandel und Kontinultat der Fnmlhe in der Bundcsrcpublik Dcmschl;and. Srultgart 
1988, S_ 11 S- I4-4 . 
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10 VI. Der Geschlechterkonjlikt 

Auch für Ehe und Familie gelten - wie gesagt - historische Sonderbedingungen : Zu 

keiner Zei t hat die traditionelle Verso rgerehe so viele Frauen erfaßt wie in den 50er 

und 60er Jahren; dies war das ,go ldene Zeitalter der Normalfamilie. (Hradil) . ln den 

80er und 9°"1' Jahren ist die Ehe für frauen jedoch keine Verso rgungsinstanz für das 

ganze Leben mehr. Dennoch ist sie für die Lebensphase mit kleinen Kindern die bei 

weitem häufigste - und auch angesrrebre - Lebensform. Mit der Einführung d es 

Erziehungs,urlaubes. ist der Anteil der Frauen, die während der ersten Lebensjahre 

eines Kindes nicht regelm äßig erwerbstätig sind, auf über 90% angestiegen. Die 

familien- und sozialpolitische Unterstützung der (relativ traditionellen) Familie in 

dteser Lebensphase wird also auch von den jüngeren Frauen akzeptiert (bzw. er­

scheint ihnen eher ungenügend); zugleich bleibt die fam ilia le Konstellation, die in 

dieser Phase entsteht, selten auf Dauer bestehen". 

Denn die auf den scheinbar natürlichen Geschlechterduali smus gestütz te traditio­

nelle Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern ist objektiv wie subjektiv in de r 

Krise. Der entsprechende familienzentrierte Lebenslauf hat für die große Mehrheit 

eier ju.ngen. Frauen seine Ol'ientierungsfunktion für biographische Entscheidungen 

vö llig verloren. Die Sozialisation von Mädchen ist nicht mehr eindimensional auf die 

Familiengrünclung, sondern in gleicher Weise auf Ausbildung und Beruf ausgerich­

tet; personale Autonomie, ein eigenes Einkomm en rmd eigenstiindige sozia.le Siche­

rung spielen im Lebensenewurf junger Frauen eine große Roll c" . Frauen heute 

betrachten ihre Berufstätigkeit nicht als bis zur Familiengründung befristet; in wach­

sender Zahl sind auch Frauen mit kleineren Kindern und Schulkindern abhängig 

beschäftigt (oder arbeitss uchend). Dabei kennen die Frauen der jüngeren Generation 

di e Nachteile der fraucnrypi sc hen Erwerbsformen durchaus, sie antizipieren zum 

Teil allch die Folgen von Erwerbsunterbrechung, sozialversicherungsfreier Arbeit 

und Teilzeitarbeit. Trotzdem richtet sich die Lebensplanun g der Mehrheit der Frauen 

nicht auf einen erwerbszen trie rren Lebenslauf, der den geltenden Normalitätsstan­

clards (existenzsichernde Voll7Citarbeit, Berufskontinuität und Aufsriegss treben) 

entspricht. Sie sehen ihr künftige, l.eben durch beide Lebensbereiche - Beruf und 

Ehe/ Familie - geprägt, s ie wo llen diese beiden Bereiche miteinander vereinba­

ren. 

Daher ist die Zahl der ramili en, in denen der Mann nach der Familiengründung auf 

Dauer alleiniger Familienernährer bleibt, inzwisc hen verschwindend gering. In wei­

cher Weise allerdings der sog. Wiedereinstil'g in den Beruf sich für die Frau ges taleet, 

das heißt, ob sie längere Zeit auf Arbeitssuch e gehen muß, ob sie im erlernten Beruf 

bleiben kann und will , ob sie eine Teilzeitstelle sucht (und findet), ob sie ein existenz­

sichemdes Einko mmen hat , wievieIe Kinder in welchem Alter zu versorgen sind, wie 

18 In dem kominu le rl id u:n AnStll·g der welhllchen Erwerbsquotc, der ~CII Begmn der 70er Jahre z.u beob· 
aelm'n 1St, tlruckt sich ni IH nur die slclgl.indc Nachfr.agc n"eh Arbeltskr.lft im lc nill rcn Sc.'ktor. sondern 
auch da ~ Arbt il.skr;a(r:lll '{'bot, das ErwerbslTlll:n .. '$$c der Frau ('n selber aus. Trotz guter schullsd ler Qua. 
lifikation und gestiq.;cnc r beruflicher InteresseIl hab\:n Frauen alk'rd mgs gennDert:: ßcschafllgungsdun­
cen in au s~ jcht S reli:h('n lmd gurbez.Jhhen Bcrurcn; das BerufsbiIJu ngs $"Y$(("m und die bCl ricb lichcn 
Selek[ions - und Allobt.ionsmech:miJmen tragen z.ur Verfest igung der Ar'bclt sTI'IJ rku egrt>ß;luon beI. Vide 
der sosenannten Frilucnbcru fe, erw,\ dle sol,rol len und Gesu ndheitsberufe, sl nd zwar hochq ualirll.icrl- In 

BC7_1hlung" Aufstlcgscl1anccn und sozialem Ansdlcn reichen Sie aber an technische und kaurm:inmscbc 
Bl~ rufe IllJt vcrglclchbar~m Nlvetlou nicht heran ' \"~1. :luch Rabe- Kleberg, VCI"amworrhchkcu und Macht. 
Ein ßl.'Hrag zum Vtrh:.luHS \'on Geschlt'chl und Beruf, Biddcld 199J}' Die Bl'rufsc h:l fH"Cn VOll Femen 
heute Sin d :'II so crweitcn und begrenzt 'l.uglt.'lch . 

1.9 Die mClstcn lungen Frlucn lubcn eme B<"rui:mrienticrung entWickelt, die sich kaum von der dN jungen 
Manner untcrsdlcidct; cher IS t (ur si!.: der ArbcIL'ilOhalt noch WIchtiger. Wenig,er wu:hug bleiben dagegen 
fur die Mchrh('lt der JllOt;en Fr:tucn Karrlc-rc und uberdurchschniu.hch hohes Emkommen. VgL Gelss­
ler/Occhslc 1996 (Fn. 1.1 ). 
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lange die Erwerbsunterbrechung gedauert hat, wie hoch das Einkommen des Ehe­
mannes ist, in welcher Weise er sich an der Familienarbeit beteiligt, ob die Ehe 

überhaupt Bestand hat - all das sind Aspekte der Leben lage, die von Familie zu 

Familie differieren. (Nicht zuletzt wegen dieser geringen Verallgemeinerbarkeit be­
stimmter Familienkonstcllationen ist das Thema der Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf so schwer faßbar.) 

Die Lebenslage der jungen Frauen der 80er und 90er Jahre ist also äußerst vielschich­
tig, vor allem wenn sie in der biographischen Dimension betrachtet wird. Die 

sozialpolitischen Rahmenbedingungen nicht nur für ihr familienbezogenes, sondern 

zum guten Teil auch für ihr berufliches Handeln stammen noch aus der hohen Zeit 

der VersorgereheJo . Sie sind an die moderneren Formen der Arbeitsteilu.ng in Ehe und 

Familie nicht angepaßt: im sozial - und steuerpolitischen Verständnis wird jede Er ­

werbstätigkeit verheir.neter Frauen in das Korsett des Zuverdienstes zum Haushalts­

einkommen gepreßt. 
Der .bias< 7w isehen dem Wandel der Familie und der Lebensweise von Frauen auf 

der einen Seite und den von der Sozialpolitik unterstellten sozialen Strukturen auf 

der anderen ist unübersehbar. Von der jungen Gelleration werden diese Ungleiehzei­
tigkeiten immer ,,,eniger verstanden. Die alltägliche Erfahrung ebenso wie repräsen­

tative empirische Studie" belegen den Anspruch der Frauen auf glciehbereclnigte 
Akzeptanz. ibrer Lebenszide und Bedürfnisse in allen sozialen Kontexten, privat wie 

öffentlich. Dahinter steht ein eindeutiger Legitimationsverlust traditiunelb" Weib­

lichkeitsleitbilder. Familienmodelle und Rollenvorgaben bei beiden Geschlechtern 
sowie eine verbreitete, selbstverständliche Unterstel/ung deT h·auen, im Verhältnis 

zum anderen Geschlecht gleich "nd gleichbeTec/nigt zu sein. 
Daneben weisen alle so~ialwi sscnschafdich en Erkenntnisse auf einen netten subjek­
tiven Bezug Zum Beruf und das Bedürfnis nach ökonomischer und personaler 

Selbständigkeit hin. Diese Tendenzen sind klar ausgeprägt bei den jüngeren Frauen. 

die zum großen Teil schon ihren Bildun~sgang auf qualifizierte Berulstärigkeit hin 
anlegen. Neue Ansprüche an die Berulst:itigkeit sind aber zunehmend auch bei 

Frauen der mittleren Generation an z utreffen, die in den 60er und 70er Jahren gehei­

ratet haben und für die das damals z ugleich eine Entscheidung für ein familienzen­
trienes Leben und für die soziale Sicherung über die Ebe war. Sehr viele dieser 

Frauen habcn ihre Lebensplanung revidiert. sie sind in den Arbeitsmarkt zurückge­

kehrt, und sie stellen jet>.t fest. daß sie mit ihrem Lebenslauf weder in die dominan­
ten berufsbiographischen Muster noch in die Strukturen der sozialen Sicherung 
passen. 

Fazit: Die Sozialpolitik unterstellt und unterstützt ein Ge chlechterverhälmis, das 

der Gleichheits -Annahme und der Lcbensführun!; der jüngeren Generation nicht 
mehr entspricht. Zugleich werden die Pro'Lesse des sozialen Wandels im Arbeits­

markt und in Ehe und Familie geschwächt. die in Richtung einer größeren Gleichheit 
der Lebenschancen von frauen und Männern weisen. 

}O Dlssclbc gilt fur die StClltrpolilik. Infr;lS trukt\lr- und F;'Imihenpolitlk Sind - wt:nn auch halbherzig - in 
Richtung Vt'TClnb;l rkl"Ll von F;Ulldic:: und Beruf rdorl11lcrt worden. fr.wcn mbssc"Jl also heute mit t:in C'rT! In 

sich wid~r.spru(.hlich~'11 polimchl'lI und rc.:lHIi,hen Kuntext redu\cn. 
J I Mit dem BegrlH .tradltionell. sind mehl vormoderne Vcrh:1hnissc lIIngesproc.hen, ondcrn iV1crkmalt dt:r 

modemen G dlschil t, die auf Jen GeschlechlerstcrcOlypen beruhen . 

11 
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/2 VII. Ein nef.tes sozialpolitisches Paradigma: Diskontinuität akzeptieren 

Der Prozeß der Integration der Frauen in den Arbeitsmarkt ist begleitet von der 
Forderung, denJamilienzentrierten Lebenslauf gleichberechtigt zum Erwerbsverlauf 
in das System der sozialen Sicherung zu integrieren. Während zahlreiche Institutio­
nen sich die ,Frauenförderung, im Arbeitsmarkt (in welcher Weise auch immer) zu 

eigen gemacht haben, ist ein entsprechender Umbau des Sozialsystems nicht in Sicht, 
und es gibt keine Institution, die dieses Ziel offiziell verfolgt. Nachdem in den 60er 
Jahren im Bildungswesen, in den 70er Jahren im Familienrecht, in den Soer Jahren im 
Arbeitsrecht (Gleichbehandlung) das allgemeine Gleich.heitspostulat des Grundge­
setzes (Art. 3 Abs. 2) in konkrete Regellln~tn umgesetzt wurde - mit mehr oder 
weniger Erfolg - , bleiben immer noch die Sozialversicherungen, für die der Wider­
spruch zwischen dem Gleichheitsanspruch und der Rechtslage kaum bearbeitet 
wurde. Zwar wird die Notwendigkeit grundsätzlich gesehen, auch nicht lohnför­
mige Arbeit als versicherungsrelevant anzuerkennen, das zeigt die Einführung von 
Erziehungszeiten (und die Berücksichtigung von Pflege) in der Rentenversicherung. 
Die aktuellen sozialpolitischen Geserzcsvorhaben gehen allerdings nicht weiter in 
diese Richtung, vielmehr wird die Absicherung des ,reinen, Erwerbsverlaufs ge­

stärkt. Die Notwendigkeit, analog zur Überbrückung von Arbeitslosigkeit auch die 
Familienphase zu überbrücken, etwa durch die arbeits- und sozialpolitische Absiche­
rung von Teilzeitarbeit, durch die weitergehende sozialrcchrliche Anerkennung von 
Ehrenamt und Pflege, durch Anreize an die Betriebe, Frauen und Männer nach einer 
familialen Unterbrechung wieder einzustellen, spielt in der neueren Diskussion so 

gut wie keine Rolle. Die eigene Berufsbiographie von Frauen mit Kindern - unge­
achtet der Ehe - wird also von der Sozia.lpolitik eher unterminiert denn unterStützt. 
Ein Lebenslauf der Vereinbarung von Familie und Beruf, der ja ebenso der Lebens­
lauf eines Mannes sein kann wie der einer Frau, erscheint versicherungsrechtlich 
immer noch defizitär. 
Auf der Grundlage geltender Regelungen - VOr aller Utopie - ist beispielsweise 
vorstellbar, Teilzeitarbeit mit Teil-Arbeitslosengeld zu kombinieren; das Instrument 
des Kurzarbeitergeides wäre in diese Richtung weiterzuentwickeln. Dabei können 
die betrieblichen und sozialen Rechte der Tellzeitarbeitenden durchaus auf dem Ni­
veau von Vollbesehäfrigten bleiben (siehe VW Wolfsburg). Eine zweite sinnvolle 
Möglichkeit bestünde darin, Teilzeitarbeit mit Qualifi7.ierung ZU verbinden; dies ist 
vor allem für Beschäftigte in Kleinbetrieben interessant, die in ihrem Betrieb keine 

Qualifizierungsangebote bekommen. Dies wären ein Teilausstieg aus dem Betrieb 
bei gleichzeitiger Qualifi7.icrung, verbunden mit Lohnersatzleisrungen. Auch im 
Übergang aus der familienphase (oder einer Phase der Pflege von Angehörigen) in 
die Erwerbsarbeit kann verkürzte Arbeitszeit arbeitsrechtlich und sozialpolitisch 

institutionalisiert werden. Dafür müllte es im Anschluß an den Erziehungsurlaub das 
Recht auf Teilzeitarbeit geben. Ebenso müßte Nicht-Erwerbstätigkeit als vorfinan­
zierte Freizeit (sabbatical) und nicht zuletzt ab Elternurlaub möglich werden. Für 

diese Reformideen müßte das arbeits- und sozialrechtliche System nicht grundle­
gend umgestaltet werden. 
Solche Regelungen für den Übergang aus der Ausbildung in die Erwerbsarbeit, für 
die Teilnahme an Weiterbildung parallel zur Erwerbsarbeit und für die Überbrük­
kung der Familienphase wären allerdings dringend notwendig, wenn einerseits der 

Anspruch sowohl von jungen Erwachsenen wie auch von verheirateten Frauen auf 
qualifizierte Berufstätigkeit und eigenes Einkommen ernSt genommen wird und an­
dererseits die Famiüenaufgaben nicht bagatellisiert werden. Die verbreitete Ignoranz 
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gegenüber den Anforderungen der Hausarbeit und der Sorge für Kinder "nd andere 
Angehörige teilen die Frauen selber nicht; sie wollen in ihrem Leben Beruf und 
Familie jeweils eine eigene Zeit geben. Vereinbarung von familie und Beruf heißt 
daher für die Mehrheit der jungen Frauen nicht, gleichzeitig Kinder zu erziehen und 
in Vollzeit erwerbstätig zu sein; qualifizierte Teilzeitarbeit wird gewünscht, das be­
legen zahlreiche empirische Studien . 
Die gültigen sozialpolitischen Regelungen (und auch die der Familien- und Steuer­
politik) drängen Frauen jedoch in traditionelle Muster der Arbeitsteilung, in tradi­
tionelle Erwerbsformen und unqualifi zierte Arbeit, in die dauerhafte Aufgabe des 
Berufs, in die Abhängigkeit vom Ehemann. Hier soll ausgeklammert bleiben, warum 
diese ,Lösungen< von den Frauen gewählt werden und nicht von den Männern; 
neben den Strukturen des Arbeitsmarktes und der Familien- und Sozialpolitik ist die 
Bedeutung vOn LeitbildernI' nicht zu unterschätzen. Dennoch: Die geschlechtsspe­
zifischen N ormalitätsunterstellungen der Sozialpolitik behindern sowohl die Entfal­
tun?, autonomer beruflicher Strategien von Frauen wie auch die Durchsetumg neuer 
Famiiienformcn, die eine Vereinbarung von Elternschaft und (qual.ifizierter, sozial 
abges icherter) Berufstätigkeit erlauben. 
In der Suche nach einem neuen sozialpolitischen Paradigma des Lebenslaufs ver­
schränken Sich Generationen- und Geschicchterkonfiikt. Auch in der Verlängerung 
von Bildung und Ausbildung, in der Zunahme von Berufswechscl n und Zweitausbil­
dungen, in freiwil.liger Arbeitslosigkeit und Umschulung manifestieren sich neue 
biographische Diskontinuitäten, die s)'stematisch in die Sozialpolitik einzubeziehen 
sindlI. Die Kritik an den sozialpolitischen Kürzungs- und Reformbeschlüssl"Il blen­
det die generationen- und geschlechtsspezifischen Ungleichheitsdil11ensionen jedoch 
weitgehend aus. Verteidigt wird letztlich ein Modell abhängiger Erwerbsarbeit, das 
von den dargestellten Veränderungen der Ausbildungsphase, der Berufs-Kontinu­
ität, des subjektiven Bezugs zur Arbeit, von der Anforderung, Beruf und Familie zu 
vereinbaren, unberührt geblieben ist. Der aktuellen Kritik der sozialpolitischen Kür­
zungs- und Reformbeschlüsse fehlt das Verständnis für neue En twick lunge n im 
Arbeitsmarkt, und so läßt sie auch die Solidarität mit den Jüngeren - und hier be­
sonders den jüngeren Frauen - weitgehend vermissen. In den Katego rien der Theorie 
sozialer Ungleichheit gesprochen: Der Widerstand richtet sich gegen die Verfesti­
gung alter Ungleichheiten, und dabei wird die Verfestigung neuer Ungleichheiten 
in nerhalb der Beschäftigten ignoriert. 
Es bleibt eine entscheidende sozialpolitische Frage, wie eine modifizierte Kontinuität 
des Er·werbsverlaufs zu konzipieren ist, die über die unterschiedlichen, heute ,nor­
malen< (einschließlich der familienbedingten) Unterbrechungen hinweg materielle 
Unabhängigkeit und soziale Rechte aufrecht erhä lt. Die Normalitätsvorstell ungen 
über den Erwcrbsverl auf können dabei ni cht erhalten bleiben; Frauen und Männer 
der jüngeren Generation sind auf die Möglichkeit angewiesen, einen Bildungsver­
lauf, einen Erwerbsverlauf und eine Familienphase mit stabiler sozialer Sicherung 
biographisch zu verbinden. 
Die Vorschläge zielen auch darauf, angesichts weiterhin knapper Arbeit,plätze den 
Anachronismus zu überwinden, daß auf der einen Seite lebenslange Vollzeitarbeit als 
Pflichterfüllung de.s Einzelnen gegenüber der Gesell schaft angesehen lind auf der 
anderen Seite Nicht-Erwerbsarbeit im Grunde als Drüekebergerei deklariert wird. 

}2 Letthddr.:r ubcr du: ErZIehung und Fordenlll~ \'on Kindern , UUC( das .l ll1ilten leben etc. ; vgl. GCI~$­
IcrlOechslC' 1996 (fn . 1 1). 

JJ Es Geln :\Iso um selbstgc\ ahlte Unlcrbn:chungen und Vcrkurz ung«=n der ArbellSzcit. Zentral ISt dIe 

Ruckkehr!):tr.mlle' ;10 den Arbeitsplatz.. Dl~krimlß l erullgs verbot c l . Ansatze 7.U sokhen Regelungen smcl 
vorhandt'n, z. ß. Im ErllehungsgeldwG~el-l. . 

IJ 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1997-1-1
Generiert durch IP '18.117.9.149', am 07.09.2024, 16:56:01.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1997-1-1


Dieses Verständnis steht ja hinter der Kritik am ,Sozialmißbrauch<. Die Vorschläge 
sind keineswegs ein Allheilmittel gegen die Arbeitslosigkeit; aber gerade angesichts 
der sinkenden Zahl von Voll zeit-Arbeit'plätzen geht es um die Finbeziehung aUer 
Arbeitsformen im Lebenslauf, um die Teilhabe des/der Einzelnen am gesellschaftli­
chen Arbeits-Zusammenhang, also an produktiven und reproduktiven Arbeiten, um 
es in diesen Schlagworten zu sagen. Dabei würde Erwerbsarbeit weiterhin die Basis 
der individuellen Existenzsicherung bleiben, aber Nicht-Erwerbsarbeit und Teil 'l,.eit­
arbeit würden nicht diskriminiert, und sie würden nicht zu einem so massiven 
Einkommensverlust führen wie zur Zeit. Sicherlich: Solche Regelungen verringern 
das Lebensein.~ommen des Einzelnen, verglichen mit einem Einkommen aus lebens­
langer Vollzeit-Arbeit - zugleich wird aber auch das Risiko der Marginalisierung 
geringer. Nicht-Erwerbsarbeit, Vollzeit- und Teilzeitarbeit könnten im Lebenslauf 
von Frauen und Männern aufeinander folgen, damit wiren sie auch subjektiv in die 
Lebensplanung integrierbar. 
Die biographischen Ziele von Frauen und Männern richten sich heute nicht mehr nur 
auf ein Handlungsfeld (das berufliche oder das familiale); für beide Geschlechter 
steht an, in ihrem Leben mehrere Lebensbereiche und deren Anforderungen zu 
reflektieren und aufeinander zu beziehen. Für die damit entstehenden neuen Fami­
lienformen und differenzierten Lebensweisen, für die Wahrnehmung von Hand­
lungsspielräumen und alternativen Optionen stellen die arbeits- und sozialpoliti­
schen J nstrumente, die wir ja in großer Zahl haben, eher ein Hindernis dar - das ist 
im Abschnitt zum Generationenkonflikt benannt worden. Es ist jedoch nicht zwin­
gend, daß diese Instrumente nur als Lenkung ,zurück< in den einzig richtigen 
kontinuierlichen Erwerbsverlauf funktionieren. Sie könnten auch al s Regelungen 
genull.t werden, um einen integrierten [nverbs- und Familien- und Bildungsverlauf 
zu gestalten. Nur mit dieser Zielsetzun g geben sie auch dem Individuum die neuen 
Handlungs- und Planungsmöglichkeiten in die Hand, die gerade die gesellschaftli­
chen Instirutionen von ihnen verlangen. 

Axel Görlitz (Hrsg.) 
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